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Gefahrbezogene Obliegenheit 



Gefahrbezogene Obliegenheit 
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Unwirksamkeit einer 
Klausel in Bezug auf 
«funktionsbereit» zu 

haltende 
Rückstausicherungen

OLG Frankfurt a. M., 
Urteil vom 13.05.2022 

- 7 U 71/21



• Kläger verlangt von der Beklagten Leistungen i.H.v. 11,901,34 € für 
einen Wasserschaden wegen Rückstaus aus einer 
Wohngebäudeversicherung
• VGB 2011 + Zusatzbedingungen GB 3307

• Gemäß Ziffer 10 a) GB 3307 (Besondere Obliegenheiten) hat der

Versicherungsnehmer zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. 
Rückstauschäden bei rückstaugefährdeten Räumen 
Rückstausicherungen anzubringen und funktionsbereit zu halten.
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• Am 13.3.2019 bemerkten der Kläger und seine Ehefrau im Keller ihres 
Hauses Feuchtigkeit durch aufsteigendes Wasser, das aus den 
Abflüssen heraustrat. 

• Ursache war der Ausfall der Rückstausicherung, nämlich der Ausfall 
der Hebepumpe, die in einem Drainageschacht angebracht war und 
das Wasser nach außen in den Straßenkanal pumpen sollte.

• Kläger hatte also entsprechend den Obliegenheiten eine 
Rückstausicherung bestehend aus einer Pumpe nebst Rückstauklappen 
eingebaut
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• Rückstau (+)

• Unstreitig kam es infolge von Niederschlägen zum Aufstauen von 
Abwasser bzw. Regenwasser im Pumpenschacht der Hebeanlage, das 
bestimmungswidrig in das Gebäude eingedrungen ist.
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Wie wartet man 
eine 

Rückstausicherung 
richtig?
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• Die Beklagte nahm eine Leistungskürzung wegen grober Fahrlässigkeit 
von 50% vor.
• Kläger soll bei Ortstermin gegenüber dem Gutachter der Beklagten 

angegeben haben, dass die vorhandene Rückstausicherung seit Einbau im 
Jahr 2008 noch nie geprüft oder gewartet worden sei

• Kläger behauptet: Er habe die Rückstausicherung zwar nicht durch ein 
Unternehmen, sondern persönlich durch Sichtprüfung gewartet

• Beklagte: Kläger habe die Rückstausicherung nach DIN 1986, Teil 33 warten 
lassen müssen; die Wartung hätte durch einen Fachbetrieb zweimal im Jahr 
erfolgen müssen
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10. Besondere 
Obliegenheiten

02.08.2022



GDV Musterbedingungen 
VGB 2022

A 20.1.4 Zur Vermeidung von 
Überschwemmungs- bzw. Rückstauschäden 
gilt:

A 20.1.4.1 Bei rückstaugefährdeten Räumen 
müssen Rückstausicherungen 
funktionsbereit gehalten werden.

02.08.2022



OLG Frankfurt:

• Die Obliegenheit, die 
Rückstausicherung 
„funktionsbereit“ zu halten, 
verstößt mangels Bestimmtheit 
gegen das gesetzliche Leitbild 
i.S. des § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB.
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Gefahrbezogene Obliegenheit

0
2

.0
8

.2
02

2

17

V
ersich

eru
n

gsrech
t A

ktu
ell | 3

. 
Q

u
artal

• das Wesen einer gefahrbezogenen Obliegenheit besteht darin, dass sie dem 
Versicherungsnehmer nach Zustandekommen des Vertrages bestimmte 
Verhaltensweisen zur Erhaltung seines Versicherungsanspruchs vorschreibt, 
ihm also Handlungs- und Unterlassungspflichten auferlegt, die er beachten 
muss 

• das auferlegte Tun oder Unterlassen muss ausdrücklich vereinbart sein und 
klar und eindeutig erkennen lassen, was im Einzelnen verlangt wird.

• Diese Auslegung des Obliegenheitsbegriffs gehört zum gesetzlichen 
Leitbild i.S. des § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB (vgl. BGH, Urteil vom 16.9.2009, IV 
ZR 246/08 - VersR 2009, 1659 m.w.N.).



• OLG Frankfurt:

• Inhaltlich ist die in Ziffer 10 GB 3307 
formulierte Handlungspflicht völlig 
konturlos

• Weder eine Wartungs- noch eine 
Instandsetzungsobliegenheit werden 
explizit benannt.

• Es bleibt vielmehr im Ungewissen, welche 
Verhaltensweisen dem 
Versicherungsnehmer zur Erhaltung des 
Versicherungsschutzes konkret abverlangt 
werden sollen.

• Kein Anknüpfen an Wartungsintervalle 
oder an DINgerechte Wartung

18



• (P) marktgängige Klausel, die – in Hinblick auf die Formulierung in den 
Musterbedingungen – als wirksam angesehen wird
• Anmerkung von Günter in FD-VersR 2022, 449471 m.w.N. zur Literatur

• Wie der Versicherungsnehmer diese Funktionsbereitschaft erfüllt, ist 
diesem frei überlassen
• Insbesondere das vom OLG Frankfurt in Bezug genommene Anknüpfen an 

Wartungsintervalle oder an Sichtkontrollen wäre im Einzelfall bedenklich
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OLG Frankfurt:

• Auf den Verwirkungsgrund der arglistigen Täuschung durch 
Falschangaben zur Wartung kann die Beklagte sich demzufolge auch 
nicht berufen.
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Überzeugend?

Nein.
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zwei getrennte Obliegenheiten

Rückstausicherung = Obliegenheitsverletzung vor Eintritt des 
Versicherungsfalls

Falschangaben zur Wartung = Obliegenheitsverletzung nach 
Eintritt des Versicherungsfalls

• Im Rahmen der arglistigen Täuschung kommt es auf die Kausalität nicht an!



OLG Frankfurt:

• Keine Zulassung der Revision

• Dass die Auslegung der Klausel über den 
konkreten Rechtsstreit hinaus in 
Rechtsprechung und Rechtslehre oder in 
den beteiligten Verkehrskreisen umstritten 
ist, ist nicht dargetan

???
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AKB
A.1.1
Was ist versichert?
Sie haben mit Ihrem Fahrzeug einen 
Anderen geschädigt

A.1.1.1
Wir stellen Sie von 
Schadenersatzansprüchen frei, wenn durch 
den Gebrauch des Fahrzeugs

a)
Personen verletzt oder getötet werden,



Benzinklausel

AKB

GebrauchGebrauchGebrauch

AHB

GebrauchGebrauchGebrauch
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..versichert…in Fällen, in denen

durch den Gebrauch des im Vertrag 
bezeichneten Fahrzeugs
ein Personen-, ein Sach- oder ein 
Vermögensschaden entsteht…

Nicht versichert ist die gesetzliche 
Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, 
Halters oder Führers eines Kraft-, Luft-, 

Wasserfahrzeugs oder 
Kraftfahrzeugsanhängers wegen Schäden, 

die durch den Gebrauch des Fahrzeuges 
verursacht werden.

02.08.2022



Zunächst!

Gebrauch

Betrieb
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Und dann auch noch das!

Gebrauch Gebrauch
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BGH, Urteil vom 19.9.1989 - VI ZR 301/88

• Der Begriff des „Gebrauchs“ bestimmt sich nach dem Interesse, das
der Versicherte daran hat, durch den Einsatz des Kraftfahrzeugs und
der an und auf ihm befindlichen Vorrichtungen nicht mit
Haftpflichtansprüchen belastet zu werden, gleich, ob diese auf §§ 7 f.
StVG, §§ 823 f. BGB oder anderen Haftungsnormen beruhen.
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BGH, Urteil 
vom 

19.9.1989

VI ZR 
301/88

• Entscheidend ist damit allein, ob der Schadensfall 
mit dem Gefahrbereich, für den der VR 
deckungspflichtig ist, in einem haftungsrechtlich 
relevanten Zusammenhang steht, ob sich also die 
von dem Kfz als solchem ausgehende Gefahr auf 
den Schadensablauf ausgewirkt hat.
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• Maßgeblich für die Frage, ob ein Fahrzeuggebrauch gegeben ist:

• War das Fahrzeug aktuell und unmittelbar, zeit- und ortsnah bei der schadensstiftenden 
Verrichtung eingesetzt (grundlegend BGH VersR 1977, 419)? Hat sich also die vom Fahrzeug 
als solchem ausgehende Gefahr auf den Schadensablauf ausgewirkt? Falls nein:

• Hat eine typische Fahrerhandlung (die in den gesetzlichen oder üblichen Aufgabenkreis eines 
Fahrers gehört) den Schaden verursacht oder hätten andere Personen (Fußgänger) den 
Schaden in gleicher Weise hervorrufen können (BGH VersR 1980, 1039; 1984, 854)?

• Ist der Schaden durch eine für das Kfz typische Funktion (Anheben der Ladung, Abpumpen 
von Öl) entstanden (BGH NJW 1979, 2408)?
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Abgrenzungsfragen

31 02.08.2022 Versicherungsrecht Aktuell | 3. Quartal

Ein- und Aussteigen in das Fahrzeug

•Anlassen

Be- und Entladen

Beseitigen von Hindernissen

Schäden durch ein abgestelltes Fahrzeug

Einsatz des Fahrzeugs als Arbeitsmaschine

Reparaturarbeiten am Fahrzeug

•Tanken

Durch die Ladung verursachte Folgeschäden

Ursächlichkeit des Gebrauchs

Typische Fahrerhandlung



OLG Schleswig, 
Hinweisbeschluss 
vom 12.05.2022 –
16 U 53/22

PKH

Thermofenster

EuGH
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OLG Schleswig, Hinweisbeschluss vom 12.05.2022 – 16 U 53/22

• Kläger verlangt vom beklagten RSV 
• Deckung für die außergerichtliche und erstinstanzliche Wahrnehmung seiner 

rechtlichen Interessen gegenüber BMW auf Rückabwicklung des Erwerbs 
eines BMW 118d mit einem N47-Euro5-Motor vom März 2015

• sowie die Erstattung der Kosten eines angeblich erstellten Stichentscheids.

• Kl. behauptet, das Fahrzeug weise eine unzulässige 
Abschalteinrichtung auf, namentlich eine Erkennung von 
Prüfungssituationen und ein sog. Thermofenster auf
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Argumentation 
der Beklagten:

• vorgerichtliche 
Interessenwahrnehmung 

= mutwillig

• erstinstanzliche Rechtsverfolgung 

= keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg
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§ 3a ARB 2010: 
Ablehnung des 
Rechtsschutzes 

wegen mangelnder 
Erfolgsaussichten 

oder wegen 
Mutwilligkeit –
Stichentscheid

(1) Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, 
wenn seiner Auffassung nach

a) in einem der Fälle des § 2a) bis g) die 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen keine 
hinreichende Aussicht auf Erfolg hat

oder

b) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
mutwillig ist. Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der 
durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen 
voraussichtlich entstehende Kostenaufwand unter 
Berücksichtigung der berechtigten Belange der 
Versichertengemeinschaft in einem groben 
Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht.



(2) Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 verneint und stimmt 
der Versicherungsnehmer der Auffassung des Versicherers nicht zu, kann er den 
für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des 
Versicherers veranlassen, diesem gegenüber eine begründete Stellungnahme 
abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in einem angemessenen 
Verhältnis zum angestrebten Erfolg steht und hinreichende Aussicht auf Erfolg 
verspricht. Die Entscheidung ist für beide Teile bindend, es sei denn, dass sie 
offenbar von der wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich abweicht.



vorliegend (-):

• Stichentscheid ist schon gar nicht erstellt worden

• Stichentscheid setzt nach dem Gehalt des § 18 ARBRU 2010 voraus, dass der 
Versicherer den Rechtsschutz abgelehnt hat; der Stichentscheid hat sich dann mit 
den vom Versicherer erhobenen Einwendungen begründet auseinanderzusetzen

• Ein Schreiben, das vor einer solchen Ablehnung ergeht und in 
Ermangelung irgendwelcher Einwendungen, zu denen Stellung hätte 
genommen werden können, ohne jeden erkennbaren Bezug zu den Fragen 
der Beklagten die allgemeine Rechtsauffassung der Klägervertreter 
illustriert, kann nicht als ein Stichentscheid gewertet werden.
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Vorgerichtliche Rechtsverfolgung mutwillig?

Mutwillig ist gemäß § 114 Abs. 2 ZPO eine Rechtsverfolgung, wenn eine Partei, die 
keine Prozesskostenhilfe beansprucht, bei verständiger Würdigung aller Umstände 
von der Rechtsverfolgung absehen würde, obwohl eine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg besteht.

Gilt ebenso für Rechtsschutzdeckung
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Hier (+) weil BMW ebenso wie alle anderen 
Fahrzeughersteller, die nach dem VW-Diesel-Skandal w in 
Anspruch genommen werden, einem außergerichtlich 
geltend gemachten Rückabwicklungsbegehren niemals 
nachkommt.

Der abstrakte Hinweis, dass niemals ausgeschlossen werden 
könne, dass eine außergerichtliche Lösung gefunden werde, 
kann unter diesen Umständen vernünftigerweise den Rat 
zu einer außergerichtlichen Rechtswahrnehmung nicht 
rechtfertigen.
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Gerichtliche 
Rechtsverfolgung keine 

Aussicht auf Erfolg?

02.08.2022 40



Anschluss an 
BGH, Urt. v. 
16.09.1987, 
IVa ZR 76/86, 
VersR 1987, 
1186

• Auch hier: Voraussetzungen des § 114 Abs. 1 
Satz 1 ZPO entscheidend
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(rechtliche) Standpunkt des Versicherungsnehmers nach den von ihm aufgestellten 
Behauptungen und den ihm bekannten Einwänden des Gegners zumindest vertretbar ist; es 
muss mindestens eine gewisse Wahrscheinlichkeit eines Erfolges bestehen

zumindest möglich, dass der 
Versicherungsnehmer den Beweis der von ihm 
zu beweisenden Tatsachen mithilfe zulässiger 
und geeigneter Beweismittel zu führen vermag

Hierbei eine vorweggenommene Beweiswürdigung in 
eng begrenztem Rahmen zulässig



• Bei der Prüfung der Frage der hinreichenden Erfolgsaussicht ist auf den 
Zeitpunkt der sog. Bewilligungsreife abzustellen

• Hier ist danach auf den Zeitpunkt der Entscheidung der Beklagten 
abzustellen

• Klägerischer Anspruch lässt sich nur auf § 826 stützen, Rest ist verjährt

• OLG Schleswig: Misserfolg lag de facto auf der Hand
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Ist das richtig?
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• BGH, z.B. Beschluss vom 19.01. 2021, VI ZR 433/19, VersR 2021, 
388:

• Das Verhalten der für einen Kraftfahrzeughersteller handelnden Personen ist 
nicht bereits deshalb als sittenwidrig zu qualifizieren, weil sie einen 
Fahrzeugtyp aufgrund einer grundlegenden unternehmerischen 
Entscheidung mit einer temperaturabhängigen Steuerung des 
Emissionskontrollsystems (Thermofenster) ausgestattet und in den Verkehr 
gebracht haben.

• = Thermofenster reicht nicht aus für Annahme eines sittenwidrigen 
Verhaltens
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OLG Schleswig: Sittenwidrigkeit auch dann 
nicht, wenn die Steuerung (= das 
Thermofenster) als eine unzulässige 
Abschalteinrichtung im Sinne von Art. 5 Abs. 1 
Satz 1 VO (EG) 715/2007 zu qualifizieren wäre.

Zum Zeitpunkt der Entscheidung noch keine 
Entscheidung des EuGH hierzu



• EuGH (Große Kammer), Urteil vom 14.07.2022 – C-128/20

• Thermofenster vertragswidrig

• kann Nachbesserungsansprüche, Ansprüche auf 
Ersatzlieferung oder Vertragsauflösung zur Folge haben

• Nicht entschieden hat der EuGH in diesem Verfahren über 
die Frage, ob auch Schadensersatz gegen die Hersteller 
verlangt werden kann
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(P) In einem beim EuGH 
anhängigen Verfahren spricht sich 
der Generalanwalt für einen 
Ersatzanspruch gegen den 
Fahrzeughersteller bei Vorliegen 
eines "Thermofensters" aus 
(Rechtssache C-100/21)
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OLG Schleswig:

Unter dem Vorzeichen dieser zum Zeitpunkt der Entscheidung der Beklagten 
vorliegenden höchstrichterlichen Rechtsprechung kann die beabsichtigte Klage 
keinen Erfolg haben:

Bei der Entscheidung, ob bezogen auf den Zeitpunkt der Bewilligungsreife Deckung 
zu gewähren gewesen wäre, sind künftige denkbare im Widerspruch zu der 
ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs stehende Entscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofs zu der Frage unerheblich, ob Art. 18 Abs. 1, Art. 26 Abs. 
1 und Art. 46 der RL 2007/46/EG (1) in Verbindung mit Art. 5 Abs. 2 Verordnung 
(EG) Nr. 715/2007 eine drittschützende Wirkung zukommen kann
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Ist das richtig?
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• § 114 Satz 1 ZPO: 
• Erfolgsaussicht darf bei ungeklärten oder umstrittenen Rechtsfragen nicht 

verneint werden darf (vgl. BGH, Urteil vom 20. April 1994 – IV ZR 209/92 –
r+s 1994, 342 [343]).

• Verneint werden darf gegen die Erfolgsaussicht im Umkehrschluss, wenn eine 
Rechtsfrage höchstrichterlich geklärt ist (vgl. BeckOK ZPO/Reichling, Stand: 1. 
März 2022, ZPO § 114 Rn. 30.1; Musielak/Voit/Fischer, Zivilprozessordnung, 
19. Aufl. 2022, § 114 ZPO, Rn. 20).
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• letztinstanzlich entscheidende Gerichte wie der BGH als 
Revisionsgericht sind (im Gegensatz zu Instanzgerichten) zur Vorlage 
an den EuGH verpflichtet sind, wenn sie von der EuGH 
Rechtsprechung abweichen wollen (§ 267 Abs. 3 AEUV),

• bei der Frage, ob eine höchstrichterliche Entscheidung vorliegt, kommt es 
nur auf die Entscheidung des BGH an, solange der EuGH nicht tatsächlich 
abweichend entschieden hat.

• Entweder der BGH hätte vorlegen müssen – dann gibt es noch keine 
höchstrichterliche Rechtsprechung – oder aber es gibt mit der Entscheidung 
eine höchstrichterliche Rechtsprechung, die die europarechtlichen Vorgaben 
offenbar ausreichend berücksichtigt.
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Grobes Foul?



OLG Nürnberg, Beschl. vom 11.04.2022 - 5 W 2855/20

• 1. Ein Haftpflichtversicherer hat ein rechtliches Interesse am Obsiegen 
des Anspruchstellers, wenn dieser Ansprüche gegen den VN mit der 
Begründung geltend macht, dieser habe den Schaden vorsätzlich 
verursacht.

• 2. In diesem Fall ist der Haftpflichtversicherer nicht durch 
versicherungsvertragliche Treue- und Rücksichtnahmepflichten an 
einem Streitbeitritt aufseiten des Anspruchstellers gehindert 
(entgegen OLG München v. 5.2.2009 – 1 U 1984/08, VersR 2009, 822).
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Beitritt des Kfz-Haftpflichtversicherers aufseiten des Anspruchstellers

VU

VNDritter
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LG Ansbach, 
Zwischenurteil 
vom 
20.07.2020
3 O 1537/19
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Verstoß gegen 
versicherungsvertragliche Treue- und 
Rücksichtnahmepflichten.

Kernaufgabe und Hauptpflicht des 
Versicherers sei es, entweder den VN 
bei der Abwehr unberechtigter 
Ansprüche zu unterstützen oder 
berechtigte Forderungen zu regulieren.



Begründung des OLG Nürnberg

Der Kfz-Haftpflichtversicherer hat ein rechtliches Interesse am Ausgang des 
Haftpflichtprozesses und kann deshalb auch aufseiten des Unfallgeschädigten 
beitreten. 

Die Feststellung vorsätzlichen Handelns des VN – oder die gegenteilige Feststellung –
ist sowohl für die Haftungsfrage, nämlich für die Höhe des Schmerzensgeldes, als auch 
für das Vorliegen des Deckungsausschlusses nach § 103 VVG maßgeblich. 

Wegen dieser Voraussetzungsidentität entfalten die Feststellungen im 
Haftpflichtprozess Bindungswirkung für die Deckung.
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Kann das richtig sein?
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Pflicht zur (vorläufigen) Rechtsschutzgewährung

• Pflichten aus § 100 VVG i.V.m. A.1.1.2, A1.1.3 AKB.

• Der Haftpflichtversicherer schuldet bereits dann Rechtsschutz, wenn 
der Geschädigte seinen Anspruch mit einem in den Schutzbereich des 
Versicherungsvertrags fallenden Rechtsverhältnis begründet.

02.08.2022 Versicherungsrecht Aktuell | 3. Quartal 60



Pflicht zur (vorläufigen) Rechtsschutzgewährung

• Der Haftpflichtversicherer muss seiner Verpflichtung zur 
Rechtsschutzgewährung in den Fällen, in denen dem VN eine 
vorsätzliche Schadenszufügung vorgeworfen wird, für die kein 
Versicherungsschutz besteht, nachkommen, wenn der VN den Vorsatz 
bestreitet. 

• Die allgemeine Vermutung der Redlichkeit und die vertragsseitige 
Obliegenheit des VN zu wahrheitsgemäßen Angaben führt insoweit 
dazu, dass der Haftpflichtversicherer den Angaben des VN Glauben 
schenken und diese vorrangig gegenüber denen des Geschädigten 
zugrunde legen muss.
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Pflicht zur (vorläufigen) Rechtsschutzgewährung

• Stellt sich nach den im Prozess getroffenen Tatsachenfeststellungen 
heraus, dass der VN vorsätzlich den Schaden herbeigeführt hat, ist 
der Versicherer gem. § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 BGB berechtigt, vom VN 
Ersatz der Abwehrkosten zu verlangen. 

• Der Haftpflichtversicherer, der zunächst Rechtsschutz gewährt, kann 
sich in vollem Umfang auf Leistungsfreiheit berufen, wenn die 
Voraussetzungen des Ausschlusses erst später in einem 
Deckungsprozess festgestellt werden (OLG Köln v. 27.9.2016 – 9 U 
26/16, VersR 2017, 478, 481; OLG Köln v. 6.9.2016 – 9 U 29/16, VersR 
2016, 1427, 1431).
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Wahrung der Interessen des VN

• Treue- und Rücksichtnahmepflichten (§§ 242, 241 Abs. 2 BGB) 
zwischen Versicherer und VN.

• In Erfüllung seiner Rechtsschutzverpflichtung im Haftpflichtprozess 
hat der Haftpflichtversicherer die Interessen des VN so zu wahren, 
wie es ein von diesem beauftragter Rechtsanwalt tun würde. 
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Wahrung der Interessen des VN

• Der Haftpflichtversicherer kann seiner Rechtsschutzverpflichtung auch 
dadurch nachkommen, dass er dem Rechtsstreit als Nebenintervenient 
aufseiten des bekl. VN beitritt (z.B. BGH v. 15.9.2010 – IV ZR 107/09).

• Besteht eine Interessenkollision zwischen dem Haftpflichtversicherer und 
seinem VN, hat der Versicherer für den VN einen eigenen Anwalt zu 
bestellen und muss die dadurch entstehenden zusätzlichen Kosten 
übernehmen. Im Übrigen bleibt der Haftpflichtversicherer auch in seiner 
Stellung als Nebenintervenient dazu verpflichtet, seine eigenen Interessen 
hintanzustellen (z.B. BGH v. 9.3.1993 – VI ZR 249/92).
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Wahrung der Interessen des VN

• Treue- und Rücksichtnahmepflichten (§§ 242, 241 Abs. 2 BGB) 
zwischen Versicherer und VN.

• In Erfüllung seiner Rechtsschutzverpflichtung im Haftpflichtprozess 
hat der Haftpflichtversicherer die Interessen des VN so zu wahren, 
wie es ein von diesem beauftragter Rechtsanwalt tun würde. 
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Wahrung der Interessen des VN

• Das Verhalten des VR steht im scharfen Widerspruch zum beschriebenen 
Postulat (OLG München v. 5.2.2009 – 1 U 1984/08 und begründet einen 
Schadensersatzanspruch des VN gem. §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB, der 
auf Freistellung von den Nebeninterventionskosten gerichtet ist (OLG 
Karlsruhe v. 18.11.2016 – 12 W 17/16). 

• Ein Haftpflichtversicherer, der nicht seinen VN bei der Anspruchsabwehr, 
sondern den Anspruchssteller bei der Durchsetzung der 
Haftpflichtansprüche gegen den VN unterstützt und ihm damit gleichsam 
„in den Rücken“ fällt, ordnet seine Interessen nicht unter, sondern stellt 
diese vielmehr über die Interessen seines VN.
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Rechtsmissbräuchlichkeit des Beitritts aufseiten des Anspruchsstellers

• Es  für den Beitritt an dem nach § 66 Abs. 1 ZPO erforderlichen 
Interventionsgrund.

• Im Streitfall sind nur die Interessen des VN schutzwürdig. 
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BGH, Urt. vom 10.03.2022 - I ZR 70/21

• Keine Vertretungsbefugnis des Haftpflichtversicherers gem. 
§ 79 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 ZPO im gegen seinen VN geführten Parteiprozess
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BGH, Urt. vom 26.04.2022 - VI ZR 1321/20

• Der nicht streitgenössische Nebenintervenient kann keinen
Sachvortrag halten, der in Widerspruch zu demjenigen der Partei
steht.

• Der Widerspruch muss nicht ausdrücklich erklärt werden; es reicht,
wenn sich aus dem Gesamtverhalten der unterstützten Partei
zweifelsfrei ergibt, dass sie die Erklärung des Nebenintervenienten
nicht gegen sich geltend lassen möchte.

• Der Widerspruch der Hauptpartei ist dabei auch dann zu
berücksichtigen, wenn er nicht durch einen Rechtsanwalt erklärt wird;
er unterliegt nicht dem Anwaltszwang.
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